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Antrag

des NEOS Landtagsklub (Erstantragstellerin LA Susanna Riedlsperger)
betreffend: Proporz in Innsbruck abschaffen

Der Landtag wolle beschließen
“Die Tiroler Landesregierung wird aufgefordert die aktuelle Gesetzeslage dahingehend zu novellieren, dass in Innsbruck die Zusammensetzung des Stadtsenates reformiert werden kann, sodass ausschließlich amtsführende Mitglieder mit klar zugeordneten Geschäftsbereichen Teil der Stadtregierung sind. Gegebenenfalls soll auch an die Bundesregierung herangetreten werden, notwendige Änderungen in der Bundesverfassung vorzunehmen.”

Zuweisungsvorschlag:
Ausschuss für Wohnen, Raumordnung, Rechts- und Gemeindeangelegenheiten
Begründung:
Die Organisationsstruktur der Stadtregierung der Landeshauptstadt Innsbruck sieht derzeit neben amtsführenden auch nicht-amtsführende Stadträtinnen und Stadträte vor. Diese sind Teil des Stadtsenates, verfügen jedoch über keinen eigenen Geschäftsbereich und tragen daher keine unmittelbare Verwaltungsverantwortung.
Dieses Modell ist historisch mit dem Proporzsystem verbunden, das eine anteilige Besetzung der Stadtregierung nach der Stärke der im Gemeinderat vertretenen Parteien vorsieht. Dadurch entstehen politische Funktionen innerhalb der Stadtregierung, die keine eigene Ressortverantwortung tragen, gleichzeitig aber Teil des Exekutivorgans sind. Aus verwaltungsorganisatorischer Sicht erscheint jedoch eine klare Trennung zwischen Regierungsfunktion und Kontrollfunktion sinnvoll. Mitglieder der Stadtregierung sollten grundsätzlich auch tatsächlich mit der Führung eines Geschäftsbereiches betraut sein und damit exekutive Verantwortung tragen. Die politische Kontrolle der Stadtregierung ist hingegen Aufgabe des Gemeinderates. Eine Reform könnte daher vorsehen, den Proporz in der Zusammensetzung des Stadtsenates zu beenden und die Stadtregierung auf jene Mitglieder zu beschränken, die tatsächlich eine amtsführende Funktion mit klar definiertem Geschäftsbereich ausüben. Dadurch würden Verantwortlichkeiten klarer zugeordnet, Entscheidungsstrukturen vereinfacht und die Organisation der Stadtregierung transparenter gestaltet. Vor diesem Hintergrund erscheint es zweckmäßig, die rechtlichen Rahmenbedingungen dahingehend zu prüfen und weiterzuentwickeln, dass die Funktion nicht-amtsführender Stadträtinnen und Stadträte künftig entfällt.
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